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Ergebnisse einjähriger 
Arbeit von 30 Verbänden 
und Körperschaften

Presseerklärung 
vom 14. Oktober 2000

Dringender Handlungsbedarf
zugunsten der Ärzte

in den neuen Ländern

„Weiterentwicklung der medizinischen
Versorgung“ lautete das Thema der
Podiumsdiskussion und anschließender
Pressekonferenz, welches am Sonn-
abend, den 14. Oktober 2000 in Dresden
stattfand. Vorgestellt und engagiert disku-
tiert wurde das gemeinsame Positions-
papier von 30 im Bündnis Gesundheit
2000 zusammenwirkenden Verbänden
und Körperschaften in Sachsen.
Das sächsische Bündnis erschöpft sich
nicht in Kritik und Ablehnung, zum
Beispiel der Budgetierung in jeglicher
Form, sondern es skizziert seine Vorstel-
lungen wirklicher Reformierung des Ge-
sundheitswesens unter weitgehender Bei-
behaltung des Solidarprinzips.
Demnach muss der Grundkonflikt zwi-
schen globalem Versorgungsanspruch
unter sich verändernden Bedingungen

und dessen Finanzierbarkeit, die jetzt an
ihre Grenzen stößt, gelöst werden. Hier
helfen keine neuen Kontrollsysteme und
deren Verwaltungsapparat, sondern Poli-
tik und Gesellschaft müssen ihre Ge-
sundheitsziele und deren Finanzierbar-
keit neu definieren, wie dies auch in der
Rentenfinanzierungsdebatte geschieht.
In der Aktionswoche Ende September
2000 wurde die neue Qualität des Zu-
sammenwirkens erstmalig deutlich im
gemeinsamen Aufruf der sächsischen
Hausarzt-, Facharzt- und Psychothera-
peutenverbände, der von mehr als 90 %
aller Praxen in ganz unterschiedlicher
Weise umgesetzt wurde.
Unter dem Druck rot-grüner Gesund-
heitspolitik ist eine deutliche Annähe-
rung zwischen den Bündnispartnern ge-
wachsen. Dies kommt sowohl in dem

Positionspapier sowie auch im gemein-
samen Handeln zum Ausdruck. 
Die Leistungserbringer erklären auch wei-
terhin ihre Bereitschaft zum Handeln,
wenn Verhandlungen keine Ergebnisse
erwarten lassen. Beides geschieht in Ab-
stimmung und Zusammengehen der
Partner im Bündnis in Verantwortung
gegenüber den Patienten und der Gesell-
schaft. Das Sächsische Bündnis Gesund-
heit 2000 erklärt nochmals, dass es be-
sondere und dringende Probleme im Ge-
sundheitswesen der neuen Länder gibt,
die von der Bundesregierung ungenü-
gend wahrgenommen werden.
Das Sächsische Bündnis Gesundheit 2000
möchte den politischen Entscheidungs-
gremien die Erwartung signalisieren, dass
diese in Zukunft die Kompetenz der Leis-
tungserbringer rechtzeitig einbeziehen.

Rasches Handeln der Bundesregierung
ist nach Auffassung des Sächsischen
Staatsministers für Soziales, Gesund-
heit, Jugend und Familie, Dr. Hans
Geisler, zur Verbesserung der ärztlichen
Vergütung in den neuen Ländern ge-
boten. Die Fachärzte im Freistaat Sach-
sen haben im ersten Quartal 2000 einen
Rückgang der Punktwerte von bis zu 31 %
zu verzeichnen. Die Prognosen für das
zweite Quartal sind nach Angaben der
Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen
nicht besser. 
Auslöser dieser Entwicklung sind bei-
spielsweise die Mitgliederverluste von
sächsischen Krankenkassen an geöffnete
Betriebskrankenkassen mit Sitz in den

alten Bundesländern sowie Leistungs-
zunahmen bei den Fachärzten.
Eigentliche Ursache für die unzurei-
chende Vergütung der sächsischen Ärzte
ist aber nach Auffassung des zuständigen
Gesundheitsministers die Budgetierung
der ärztlichen Vergütung. Durch eine
andere Honorarverteilung würde sich
dieses Problem daher nicht aus der Welt
schaffen lassen. Wegen der Trennung der
Honoraranteile zwischen Haus- und Fach-
ärzten ist es nicht möglich, einen Aus-
gleich herbeizuführen. Dies würde das
Problem auch nicht endgültig lösen. Es
fehlt insgesamt an Geld.
Diese Situation wird kritisch vor dem
Hintergrund, dass die Vergütung der

Ärzte in den neuen Ländern ohnehin im
Vergleich zu den Ärzten in den alten
Bundesländern zu niedrig ist. Werden im
Westen im ersten Halbjahr 2000 von den
Krankenkassen nach deren Angaben, die
als zuverlässig gelten und jederzeit über-
prüfbar sind, 17,96 % für die ärztliche
Vergütung ausgegeben, so sind es in den
neuen Ländern 14,57 %. Dies sind
Fakten, die auch durch Zahlen über
Durchschnittseinkommen aus dem Jahr
1998 nicht widerlegt werden können.
Die niedrigere Vergütung ist ein Ost-
problem, welches sich im Freistaat Sach-
sen existenzbedrohend auswirken kann.
Das Problem kann nur dadurch gelöst
werden, dass der Budget-Deckel geöffnet
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